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Bericht des Abgeordneten Dr. Preiß 


Die genannte Zollverordnung, die am 21. Februar 
1968 in Kraft getreten ist, wurde vom Herrn Prä- 
sidenten mit Schreiben vom 29. Februar 1968 dem 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit 
Frist zum 29. Mai 1968 zur Beratung überwiesen. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 7 Zollgesetz ein Aufhebungsrecht in einer Frist 
von vier Monaten nach Verkündung hat. 

Der Rat hat in zwei Entscheidungen, beide vom 
21. Dezember 1967, die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs der EWG für eine Reihe von Agrar- 
waren und Sportgeräten teils vollständig, teils bis 
zu der jeweils angegebenen Höhe, für die Zeit vom 
1. Januar bis 30. Juni 1969 ausgesetzt. Der Rat ent- 
spricht damit dem Bestreben der Gemeinschaft, den 
Wünschen der Entwicklungsländer, insbesondere 
Indiens, auf Förderung ihres Exports soweit wie 
möglich Rechnung zu tragen. 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten haben am gleichen Tage 
beschlossen, den Entscheidungen des Rats zu ent- 
sprechen und die nationalen Außen- sowie Binnen- 
zollsätze anzupassen. Zusätzlich wurde der Bin- 
nenzollsatz für Kaschu-Nüsse und Früchte der Gat- 
tung „Capsicun" vollständig ausgesetzt. 


Die Bundesregierung hat durch die vorliegende 
i Verordnung diese Aussetzungsbeschlüsse in natio- 
I nales Recht umgesetzt, wobei gleichzeitig die Bin- 
^ nen- und Griechenland-Zollsätze entsprechend ange- 
I glichen wurden. Zu beachten ist, daß der für Tee des 
; Absatzes A (laufende Nr. 72) angegebene Binnen- 
I Zollsatz von 5 ®/ü durch die Sechsunddreißigste Ver- 
ordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 
(Drucksache V/2615, V/2644) mit Zustimmung des 
Bundestages aus wirtschaftlichen Gründen bereits 
auf 3 ^ 0 gesenkt wurde. Außerdem hat die Bundes- 
regierung die Zollaussetzungen bis 30. Juni 1968 
befristet, weil ab 1. Juli 1968 der Gemeinsame Zoll- 
I tarif der EWG eingeführt wird und die Zollausset- 
j Zungen dabei entsprechend berücksichtigt werden. 

i 

I Es handelt sich bei den genannten Zollaussetzun- 
I gen lediglich um Verlängerungen von bereits seit 
1. Januar 1964 bestehenden Regelungen (vgl. u. a. 
I Sechsundsiebzigste und Siebenundsiebzigste Ver- 
I Ordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
: 1966 — Drucksachen V/1388, V/1389). Da der Deut- 
j sehe Bundestag den Maßnahmen im Grundsatz be- 
reits zugestimmt hat, empfiehlt der Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen dem Plenum, von 
seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu ma- 
j dien. 


Bonn, den 28. März 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
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